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Wortlaut noch in systematischer Hinsicht aus.
Die Mitarbeitendenvertretung sollte sich in diesen 

Fällen also nicht scheuen, die Einigungsstelle anzuru-
fen. Das dient der Herbeiführung eines regelkonfor-
men Dienstplans.

Nach der Entscheidung des KGH hat die Mitarbei-
tendenvertretung für künftige Dienstplanperioden 
einen Anspruch auf Unterlassung mitbestimmungs-
widrigen Verhaltens. Der Anspruch folgt aus dem ge-
setzlichen Verbot, Maßnahmen ohne Zustimmung der 
Mitarbeitendenvertretung zu vollziehen. Das dient der 
Verteidigung der Rechte der Mitarbeitendenvertretung. 
Dabei handelt es sich im Kern um eine rechtliche Frage. 

Deshalb ist für den Ausspruch der Unterlassungsver-
pflichtung nicht die Einigungsstelle zuständig, sondern 
das Kirchengericht.

Fazit: Die MAV kann wählen, welche Maßnahme 
sie ergreifen will: Einigungsstelle oder Kirchengericht 
anrufen. Für den maximalen Erfolg kann sie sich zeit-
gleich sowohl an die Einigungsstelle als auch an das 
Kirchengericht wenden, um sowohl gegen den konkre-
ten Verstoß vorzugehen und gleichzeitig Verstößen in 
der Zukunft vorzubeugen.

Andreas Beez, 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht, Hannover
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Eingliederungshilfe?!

Der Paritätische Gesamtverband hat ein internes Ar-
beitspapier öffentlich gemacht, nach dem Bund, Län-
der und kommunale Spitzenverbände im Verborge-
nen drastische Kürzungen bei Leistungen für Kinder, 
Jugendliche und Menschen mit Behinderungen dis-
kutieren. Abseits der Öffentlichkeit werden demnach 
harte Einschnitte geplant - insgesamt mehr als 70 
Kürzungsvorschläge mit einem bezifferten Volumen 
von über 8,6 Milliarden Euro. Es muss allerdings von 
einem erheblich höheren Kürzungsvolumen ausge-
gangen werden, da knapp zwei Drittel aller Vorschlä-
ge gar nicht mit Zahlen unterlegt sind.

Unter dem harmlosen Titel ‘Effizienter Ressourcen-
einsatz’ wird danach ein Angriff auf Errungenschaf-
ten verhandelt, die elementar für soziale Teilhabe sind 
und die über Jahrzehnte erkämpft wurden. Bereits seit 
Ende 2024 war eine verstärkte Lobbyarbeit verschie-
dener Verbände zu beobachten, die den Anschein 
einer „konzertierten“ Aktion hatte. Stichwortgeberin 
mit einem Positionspapier im Februar 2025 zur Bun-
destagswahl war die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
überörtlichen Sozialhilfeträger (BAGüS).

In dem geleakten „Vorschlagsbuch - Effizienter Res-
sourceneinsatz bei Leistungsgesetzen” vom 26.3.2026 
tauchen die entscheidenden Forderungen der BAGüS 
für die besonderen Wohnformen wieder auf:

1. Abschaffung des Wunsch- und Wahlrechts, Pooling  
	 als Standard, individuelle Assistenz nur bei be- 
	 gründeten Ausnahmen.
2.	Abschaffung des Vereinbarungsprinzips, ersetzt 	
	 durch leistungsträgerseitige Vorgaben.
3.	Anlasslose Prüfungen der Leistungsvereinbarungen  
	 durch Wirksamkeits- und Wirkungskontrollen
4.	Vom Leistungsträger einseitig erteilte Vergütungs- 
	 kürzungen. 
5.	Leistungsträger entscheiden, ob und wie hoch Tarif- 
	 steigerungen refinanziert werden.

So schafft man die MAV ab …

Der in Rheinland-Westfalen-Lippe geltende BAT-KF 
sieht die Möglichkeit vor, durch Dienstvereinbarung 
(also einer mit der Mitarbeitervertretung abzuschließen-
den Vereinbarung) weitere Leistungsanreize vorzuse-
hen. Das war zugleich auch ein Anreiz zur Bildung einer 
Mitarbeitervertretung. Die Arbeitsrechtliche Kommis-
sion RWL macht die Beteiligung der MAV entbehrlich:

Mit einer Arbeitsrechtsregelung vom 25. Februar 
2026 wurde der § 20a BAT-KF wie folgt ergänzt:

Nach § 20a Absatz 1 Satz 1 werden die folgenden 
Sätze 2 bis 6 eingefügt:

Der Paritätische ver-
öffentlichte das Papier 

zusammen mit einer 
detaillierten fachpoliti-

schen Einordnung und Be-
wertung mit dem Hinweis 
„Die Öffentlichkeit hat ein 

Recht darauf zu wissen, 
dass aktuell diskutierte 

Vorschläge auf einen 
Kahlschlag im ganzen 

Leistungsbereich zielen.“ 
Hier kann es aufgerufen 

werden:  

„Für den Fall, dass in der Dienststelle keine Mitarbei-
tendenvertretung besteht, kann die Dienststellenlei-
tung allen Mitarbeitenden gemeinsam ein Angebot zu 
alternativen Anreizen im Sinne von Satz 1 machen. 
Das Angebot soll sich an vergleichbaren Dienstver-
einbarungen benachbarter Dienststellen orientieren 
und als Nebenabrede im Sinne von § 2 Absatz 3 mit 
den Mitarbeitenden vereinbart werden. Die Neben-
abrede kann vom Dienstgeber nur gegenüber allen 
Mitarbeitenden gekündigt werden. Hierbei gilt eine 
Frist von drei Monaten zum Ende eines Monats.
Voraussetzung für Maßnahmen nach den Sätzen 2 
bis 5 sind Bemühungen zur Bildung einer Mitarbei-
tendenvertretung oder einer Wahlgemeinschaft für 
mehrere benachbarte Dienststellen.“

Teilerfolg für Prof. Volz im Streit  
über Abtreibungsverbot 

Im Streit über ein Abtreibungsverbot am Klinikum 
Lippstadt hat der Chefarzt Prof. Joachim Volz mit sei-
ner Klage gegen den katholischen Krankenhausträger 
vor dem Landesarbeitsgericht Hamm zumindest in 
Teilen einen Erfolg erzielt. 

Nach der Fusion mit einem katholischen Träger 
hatte das Klinikum Lippstadt seinem Chefarzt unter-
sagt, Abtreibungen durchzuführen. Per Dienstanwei-
sung sei er ab Februar 2025 verpflichtet worden, »die 
katholischen Belange hinsichtlich der Durchführung 
von Schwangerschaftsabbrüchen zu beachten« Die 
einzige Ausnahme sollte sein, wenn Leib und Leben 
der Mutter akut bedroht sind. Auch für die Tätigkeit 
in seiner privaten Praxis und für seine Nebentätigkeit 
als ambulanter Kassenarzt in der Klinik sollte das Ver-
bot gelten – ohne Ausnahme. Prof. Volz klagte hierge-
gen, unterlag aber zunächst vor dem Arbeitsgericht. 

Zur Einordnung: Ein Schwangerschaftsabbruch ist 
in Deutschland rechtswidrig, aber innerhalb der ers-
ten zwölf Wochen und nach Beratung nicht strafbar. 
Zulässig ist ein Abbruch nach einer Vergewaltigung 
oder wenn er medizinisch indiziert ist. Das kann der 
Fall sein, wenn die körperliche oder seelische Ge-
sundheit der Schwangeren wegen gravierender Fehl-
bildungen des Fötus schwer beeinträchtigt ist.

Das Landesarbeitsgericht entschied nun: Die 
Dienstanweisung des Arbeitgebers in Bezug auf seine 
Tätigkeit als angestellter Chefarzt des »Krankenhaus 
Lippstadt – Christliches Krankenhaus« verstoße nicht 

gegen das Gesetz. Es sei auch eine legitime Unter-
nehmensentscheidung, »bestimmte Leistungen im 
Betrieb nicht anzubieten«. Anders zu beurteilen sei 
der Sachverhalt bezüglich der Nebentätigkeit des 
Klägers. Hier sei die Anordnung des Klinikträgers als 
Arbeitgeber rechtswidrig, vor allem weil diese keine 
Ausnahme für die Gefahr von Leib und Leben der 
Frau vorgesehen habe. Der Kläger Prof. Volz reagierte 
hierauf mit Erleichterung, kritisierte aber auch, dass 
Klinikfusionen von der katholischen Kirche genutzt 
würden, um alte, nicht mehr gewollte kirchliche Dog-
men durchzusetzen und die Politik dazu schweige. 
Zudem sei die vom Gericht gemacht Unterscheidung 
hinsichtlich der Ausnahme „Gefahr für Leib und Le-
ben der Frau“ im medizinischen Alltag kein realisti-
sches Szenario: »Wir lassen keine Frau mehr an die 
Schwelle des Todes treten, um sie in letzter Minute 
zu retten«.

Das LAG ließ eine Revision beim Bundesarbeits-
gericht nicht zu. Eine Nichtzulassungsbeschwerde 
hat der Kläger nicht eingelegt, da das Urteil des Lan-
desarbeitsgerichts ihm ermöglicht, in seinen beiden 
Nebentätigkeiten, vor allem als niedergelassener Arzt  
in seiner Nebentätigkeit in der Klinik, Schwanger-
schaftsabbrüche vorzunehmen. 

Arbeitsbedingungen in Sozial-  
und Gesundheitsberufen 

Eine aktuelle Studie zeigt: Die Arbeitsqualität in Sozial- 
und Gesundheitsberufen hat sich nach der Corona-Pan-
demie nicht verbessert. Beschäftigte in diesem Bereich 
fühlen sich weiterhin stärker belastet als Beschäftigte 
in anderen Berufen. Dies gilt sowohl für die Arbeitsin-
tensität als auch für die physischen Arbeitsbelastungen, 
die 2018 wie auch 2024 jeweils deutlich höher ausfielen. 
Personalmangel bleibt ein großes Problem. Dort, wo er 
besonders stark ausgeprägt ist, sind die Beschäftigten 
besonders unzufrieden und wollen ihre Arbeitszeit ver-
kürzen und teils sogar den Job ganz aufgeben.

Zur Studie
https://www.boeckler.
de/data/Boeckler_Im-
puls_2026_04_WEB-5-5.pdf


